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Florian Dierl, Zoran Janjetović, Karsten Linne: Pflicht, Zwang und Gewalt. Arbeits-
verwaltungen und Arbeitskräftepolitik im deutsch besetzten Polen und Serbien 1939-1944. 
Klartext. Essen 2013. 510 S. ISBN 978-3-8375-0808-6. (€ 34,95.)  

Die deutschen Besatzungsregime während des Zweiten Weltkriegs werden in der For-
schung längst nicht mehr als einheitliche Gebilde betrachtet, vielmehr richtet sich der 
Blick auf einzelne Akteure und deren jeweilige Ziele, Interessen und Praktiken. Dennoch 
ist es angesichts der vielfältigen Formen deutscher Besatzungsherrschaft und der Vielzahl 
beteiligter Institutionen noch ein weiter Weg zu einem zugleich differenzierten und umfas-
senden Bild einzelner, wesentlicher Aspekte dieser Herrschaft, wie etwa der Ausbeutung 
der Arbeitskräfte der besetzten Gebiete. 

Einen Schritt in diese Richtung unternehmen Karsten L i n n e ,  Zoran J a n j e t o v i ć  
und Florian D i e r l , indem sie nicht nur in Einzelstudien die Arbeitsverwaltungen dreier 
als typisch bezeichneter deutscher Besatzungsregime in Polen und Jugoslawien untersu-
chen, nämlich der „Annexionsverwaltung“ im „Warthegau“ (Linne, S. 47-170), der „Kolo-
nialverwaltung“ im „Generalgouvernement“ (Linne, S. 171-316) und der „Kollaborations-
verwaltung“ in Serbien (Janjetović, S. 317-442), sondern abschließend auch zu einem 
knappen Vergleich der Arbeitsverwaltung und Arbeitskräftepolitik in den drei Gebieten 
gelangen (Dierl, S. 443-463). Entstanden ist diese Gemeinschaftsarbeit am Osteuropa-Ins-
titut der Freien Universität Berlin im Rahmen eines Förderprogramms der Stiftung „Erin-
nerung, Verantwortung und Zukunft“. 

Auf den ersten Blick überwiegen die Unterschiede im Aufbau der betrachteten Ver-
waltungen: Während im „Warthegau“ infolge der Annexion die gesamte Verwaltung 
strukturell dem Reich angeglichen und weitgehend mit Deutschen besetzt wurde, blieb 
diese Entwicklung im „Generalgouvernement“ auf die zentralen Strukturen und die perso-
nelle Führungsebene beschränkt, und in Serbien benutzte die deutsche Militärverwaltung 
die unter einem Kollaborationsregime erhalten gebliebene einheimische Verwaltung. In 
der Verwaltungspraxis allerdings ergaben sich ähnliche Probleme und Konflikte durch die 
Ausrichtung auf die politischen, militärischen und wirtschaftlichen Interessen des Reiches 
mit den einander widersprechenden Zielen, die besetzten Gebiete gleichzeitig nach rassis-
tischen Kriterien ethnisch „neu zu ordnen“, den Widerstand klein zu halten und die Ar-
beitskräfte auszubeuten. 

Im Einzelnen untersuchen die Vf. die Organisation der Arbeitsverwaltungen und deren 
Stellung im Gefüge der jeweiligen Herrschaftsstrukturen, die Arbeitskräfterekrutierung für 
das Reich, die Arbeitskräftepolitik in den besetzten Gebieten sowie die Reaktionen der 
einheimischen Bevölkerung auf die Maßnahmen der deutschen Arbeitsverwaltungen. 
Kennzeichnend war für die Arbeitsverwaltungen in allen untersuchten Gebieten, wie für 
die NS-Bürokratie überhaupt, ein polykratisches System, in dem die Kräfteverhältnisse 
und Gestaltungsmöglichkeiten zwischen zentralen, regionalen und lokalen Instanzen im-
mer wieder neu ausgehandelt werden mussten. Dass das deutsche Personal der Verwaltun-
gen großteils von minderer Qualität war und dass die deutschen Stellen wenigstens im Ge-
neralgouvernement und in Serbien weitestgehend auf einheimisches Personal angewiesen 
waren, eröffnete auch der Bevölkerung in den besetzten Gebieten gewisse, wenngleich 
eher inoffizielle Einflussmöglichkeiten. Was die politischen Ziele der Besatzungsherr-
schaft angeht, so verlagerten sie sich im Laufe des Krieges zunehmend weg von der ethni-
schen „Neuordnung“ der besetzten Gebiete hin zur verstärkten Ausbeutung des Arbeits-
kräftepotentials, wobei Zwang, Repression und gewaltsame Rekrutierung immer deutlicher 
in den Vordergrund traten. Hierbei erwiesen sich die Besatzungsregime in Polen als we-
sentlich durchsetzungsstärker und mithin brutaler als in Serbien. Gemeinsam war den Ar-
beitsverwaltungen in allen drei untersuchten Gebieten, dass sie entgegen den ökonomi-
schen Interessen an der Vernichtung der jüdischen Arbeitskräfte mitwirkten. Auch einen 
immer wieder als ökonomisch sinnvoll angemahnten schonenden Umgang mit den für die 
deutsche Kriegführung arbeitenden Menschen konnten sie nicht durchsetzen. Angesichts 
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dieser Umstände gehörten die deutschen Arbeitsverwaltungen rasch zu den meist gehass-
ten Institutionen in den besetzten Gebieten. 

Während die Vf. Ziele und Praxis der Arbeitsverwaltungen und Arbeitskräftepolitik in 
den untersuchten Gebieten mithilfe deutscher Akten und der umfangreich herangezogenen 
Literatur weitgehend rekonstruieren können, gelingt ihnen dies mit den Reaktionen und 
Verhaltensweisen der betroffenen einheimischen Bevölkerung nicht in gleichem Maße. 
Hierzu hätten die Erinnerungsliteratur und weitere, auch unveröffentlichte Egodokumente 
stärker herangezogen werden müssen, wie sie spätestens seit der Jahrtausendwende im 
Zuge der deutschen Versuche einer Entschädigung für Zwangsarbeit in größerem Umfang 
vorliegen. Die Frage nach der Bedeutung von Arbeit unter den Bedingungen von Krieg, 
Besatzung, Gewalt und Mangel, die von den Vf. mehrfach postulierte „Maxime, wonach 
im Dritten Reich jede Arbeit in gewissem Sinne Zwangsarbeit war“ (S. 439), bedürfen da-
her noch weiterer, ebenso gründlicher und differenzierender Forschung. 

Halstenbek Lars Jockheck 
 
 
Robert Kuwałek: Das Vernichtungslager Bełżec. Übers. aus dem Polnischen von Stef-
fen H ä n s c h e n . Metropol-Verl. Berlin 2013. 392 S., Ill. ISBN 978-3-86331-079-0. 
(€ 24,–.) 

Im Frühherbst 1941 verabredete Adolf Hitler mit anderen führenden Politikern NS-
Deutschlands, die in ihrem Machtbereich befindliche jüdische Bevölkerung ermorden zu 
lassen. Nach mehrmonatigen Vorbereitungen wurden bis Oktober 1943 im Generalgou-
vernement (GG) unter dem – erst Mitte 1942 eingeführten – Decknamen „Aktion Rein-
hardt“ beziehungsweise „Einsatz Reinhardt“ über 1,5 Millionen Jüdinnen und Juden auf 
grausamste Weise getötet. Die allermeisten von ihnen kamen in neuartigen Stätten des 
planmäßigen alltäglichen Massenmords, ein Teil schon auf dem Weg dorthin während 
zahlloser Deportationen oder beim rücksichtslosen Zusammentreiben der Opfer um.  

Die Entscheidungsprozesse, die zur Errichtung der nationalsozialistischen Vernich-
tungslager führten, das Geschehen bei den Razzien und auf den Transporten ist über Jahr-
zehnte hinweg von der Forschung kaum systematisch aufgearbeitet worden. Robert 
K u w a ł e k  zeichnet in seiner Studie, die 2010 zuerst in Polen erschien1, die Anfangsphase 
dieses Vernichtungssturms nach, der 1942 vor allem die jüdische Bevölkerung aus den 
Distrikten Galizien, Krakau und Lublin, daneben aber auch aus dem Ausland zu Tausen-
den herbeitransportierte Juden traf. Im Anhang stehen drei bedeutende, schon länger be-
kannte Dokumente mit Aussagen deutscher Zeugen (Wilhelm Cornides, 1920-1966) 
und/oder Mitwirkender an den Verbrechen wie Albrecht Westermann (1901-1948) und 
Kurt Gerstein (1905-1945). Der Vf. zeichnet das Geschehen chronologisch nach, von der 
Errichtung des Lagers über dessen Funktion bei der „Aktion Reinhardt“, die Deportationen 
dorthin, die Ermordung der Opfer, die Beseitigung ihrer Leichen und den Umgang mit 
dem Eigentum der Ermordeten bis hin zur Auflösung des Lagers und zum Spurenverwi-
schen zwischen Dezember 1942 und Mitte 1943.  

Heinrich Himmler beauftragte den in Lublin amtierenden SS- und Polizeiführer Odilo 
Globocnik (1904-1945) damit, das erste Vernichtungslager im GG zu errichten. Im No-
vember 1941 wurde an der Bahnstrecke zwischen Lemberg und Lublin bei dem Dorf Beł–
żec mit dem Bau begonnen. Von Mitte März 1942 an wurden in dem Lager rund 435 000 
Menschen ermordet. Die Bautätigkeit auf dem vergleichsweise kleinen, 275x265 Meter 
messenden Gelände leitete der oberschlesische SS-Offizier Richard Thomalla (1903-
                                  
1  Obóz zagłady w Bełżcu, Lublin 2010. Dem ging eine kürzere populäre Darstellung 

vom gleichen Autor voraus: Obóz zagłady w Bełżcu, Lublin – Bełżec 2005, siehe auch 
meine Rezension dazu in: Zeitschrift für Genozidforschung 10 (2009), 1, S. 130-133. 


